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Ergebnisrechnung –

Gesamt in Mio. €
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Ergebnis 

2024
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III. Jahresergebnis 39,6 128,6 89,0

Jahresabschluss 2024



Ergebnisrechnung –

Gesamt in Mio. €

Planansatz 

2024

Ergebnis 

2024
Differenz

III. Jahresergebnis 39,6 128,6 89,0

Jahresabschluss 2024

Wesentliche Ereignisse bzw. Verzerrungen 

Ereignis Auswirkung

Mehr-Rückstellungen Beamtenpension (saldiert) 48,4

Überleitungen* 108,8

Mehr-Aufwand Transferaufwendungen (saldiert) 37,5

Personalkosten 23,0

Mehr-Erträge Steuern, Erstattungen Transferaufwendungen,  u.a. -236,6

Auswirkungen der HH-Sperre (Noch) nicht 

quantifizierbar



Einzelwerte Transferaufwendungen (Saldiert)

Amt Produkt Kategorie Rechtsgrundlage Summe

50

Hilfe zur Pflege (innerhalb und 

außerhalb von Einrichtungen) Weisungsaufgabe SGB XII (Kap. 7) 4.988.146   

50 Krankenhilfe Weisungsaufgabe SGB XII (Kap. 5) 454.084   

50

SGB II / KdU (kommunaler 

Zuschuss ohne Geflüchtete) Weisungsaufgabe SGB II 3.065.837   

50 Geflüchtete Weisungsaufgabe 

AsylbLG, SGB II,

LAG 14.302.768   

51 Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) Weisungsaufgabe UVG 1.343.371   

51

Eingliederungshilfe und Teilhabe 

5107 Weisungsaufgabe SGB VIII, SGB IX 8.374.610   

51 Erziehungshilfen 5103

Pflichtleistung

Kategorie I SGB VIII  5.055.290   

Summe 37.584.106



Rücklagen
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Ordentliche Erträge 

in Mio. €
Planansatz 

2024

Ergebnis 

2024
Differenz

Ordentliches Erträge -1.571 -1.726 155

davon wesentlich

Gewerbesteuer

Transferleistungen

Schlüsselzuweisungen
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Schlüsselzuweisung

Vorl. Festsetzung 
2025: 312.682
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Ordentliche Aufwendungen

in Mio. €
Planansatz 

2024

Ergebnis 

2024
Differenz

Ordentliche Aufwendungen 1.654 1.891 -237

davon wesentlich

Personal- und 

Versorgungsaufwand

Transferaufwendungen

Sach- und Dienstleistungen

Aufwendungen für 

Zuweisungen u. Zuschüsse 

sowie besondere 

Finanzaufwendungen
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Sach- und Dienstleistungen

• Steigerung im Vergleich zu Vorjahr i. H. v. (IST/IST-Vergleich)  

+28.360 Tsd. €

• Davon wesentliche Veränderungen im Vergleich zum Vorjahr:

Mieten, Pachten, 

Erbbauzinsen 

+9.515 Tsd. €

Fremdreinigung +8.382 Tsd. €

Wartungskosten Tiefbau +5.257 Tsd. €

Instandhaltung von 

Gebäuden und 

Außenanlage

+4.029 Tsd. €



Transferleistungen
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Transferleistungen
Nur Bedingte Aussagekraft der 
Saldierung von Transfer-Aufwand  und Transfer-Ertrag

Transferleistung Anteil

„Erstattung 

Transferleistungen“

an den Erträgen 

gesamt

Anteil 

„Zuweisungen und 

Zuschüsse“ 

an den Erträgen 

gesamt

Anteil 

„ÖR 

Leistungsentgelte“

an den Erträgen 

gesamt

Anteil 

„Kostenersatzleistungen 

und -Erstattungen“

an den Erträgen

gesamt

Bildung & Teilhabe 

nach §6b BKGG X

SGB II

X

Hilfen Asylbewerber 
(Produkt nicht identisch 

mit AsylBLG)
X

Eingliederungshilfe 

SGB IX x X

Unterhaltsvorschuss

x X

SGB XII

X



Haushaltsausführung 2024 – Berichterstattung Töpfe (EHH)



Haushaltsausführung 2024 – Berichterstattung Töpfe (FHH)



Genehmigung Haushaltsplan 2025

• Genehmigung ohne Auflagen aber mit Hinweisen

• Auswirkungen werden analysiert und die SV wird vorbereitet



Gewerbesteuer aktuell (Stand: 09.05.2025)

2022: 394,59

2023: 422,35

2024: 470,86
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Prognose April 2025 (IST-Daten SAP Stand 09.04.2025)

 Vorjahr  Ansatz Budget HR  Abw.

I. Ordentliche Erträge -1.726,2 -1.695,5 -1.695,5 -1.814 119

nachrichtlich 

Gewerbesteuer -470,9 -426,0 -426,0 -496 102

Schlüsselzuweisungen -259,5 -312,7 -312,7 -313 0

II.
Ordentliche 

Aufwendungen
1.890,7 1.745,8 1.745,8 1.923 -178

nachrichtlich 

Personal- und 

Versorgungsaufwendungen 425,0 405,5 405,5 464 -59

(ohne Zuf. Rückst. Pensionen)

III. Finanzergebnis -38,8 -20,9 -20,9 -18 -3

IV.
außerordentl. 

Ergebnis
2,8 -6,1 -6,1 -3 -3

V. Gesamtergebnis 128,5 23,4 23,4 88 62

davon Globale Minderausgabe -15

VI. korrigiertes Ergebnis 73

Die prognostizierte 

Abweichung der 

Personalkosten ist 

derzeit aus techn. 

Gründen nicht

belastbar und 

entspricht nicht der 

Logik der HH-

Aufstellung.

47



Aufteilung nach Ortsbezirken

Dezernat III

Grundsteuer B

14.05.2025



Grundsteuer nach Ortsbezirken

Die Zuordnung der Grundstücke zu den Ortsbezirken Biebrich, 
Amöneburg, Kastel, Kostheim ist mit Vorsicht zu genießen: Die 
Zuordnung basiert auf EW-Bescheiden, welche keine 
trennscharfe Abgrenzungen zwischen Ortsgrenzen von 
„ineinanderfließenden“ Ortsbezirken vornehmen.

* Mitte, Südost, Nordost, Westend, Rheingauviertel, Klarenthal



Grundsteuer im Vergleich

Die Zuordnung der Grundstücke zu den Ortsbezirken Biebrich, 
Amöneburg, Kastel, Kostheim ist mit Vorsicht zu genießen: Die 
Zuordnung basiert auf EW-Bescheiden, welche keine 
trennscharfe Abgrenzungen zwischen Ortsgrenzen von 
„ineinanderfließenden“ Ortsbezirken vornehmen.

* Mitte, Südost, Nordost, Westend, Rheingauviertel, Klarenthal



Dezernat III/21 Kassen- und Steueramt

Nachhaltigkeitsbeitrag 

Wassersparen und 

Klimaschutz 

14.05.2025

Urteil des 
Verwaltungsgerichtes Wiesbaden



Wasserverbrauchsteuer

Überblick

Dez. 2023

Beschluss der Steuersatzung durch die StVV: 0,90 EUR/m³ Trinkwasser. 

Vereinnahmung mit den Wassergebühren bzw. -entgelten und Abführung an die Stadt.

Ziele: Steuereinnahmen (16 Mio. EUR/Jahr) und Anreiz zum Wassersparen

Mai 2024

Aufhebung des StVV-Beschlusses durch die kommunalaufsichtsrechtliche Beanstandung 
des Landes Hessen

Juni 2024
Klage der Landeshauptstadt Wiesbaden gegen die Beanstandung des Landes Hessen



Argumentation der 
Kommunalaufsicht

Der  Nachhaltigkeitsbeitrag… 

… verstoße gegen Menschenrechte & Einheit der Rechtsordnung,

… trete in Konflikt mit Landesregelungen zum Wassersparen,

… sei keine Aufwands-/Verbrauchsteuer, da keine besondere
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit besteuert werde,

… sei zum Erreichen des Lenkungszwecks „Wassereinsparung“ 
ungeeignet,

… treffe Menschen mit Einkommen knapp oberhalb der 
Transferleistungen verhältnismäßig härter,

… umgehe kartellrechtlichen Vorgaben zur Preisgestaltung von 
Gebühren. 



Mdl. Urteil des Verwaltungs-
gerichts (8. April 2025)

Der Nachhaltigkeitsbeitrag … 

… sei nicht zu beanstanden, insbesondere dürften auch lebensnotwendige 
Güter besteuert werden (z.B. auf Trinkwasser anfallende Umsatzsteuer),

… treffe Menschen mit Einkommen knapp oberhalb der 
Transferleistungen verhältnismäßig härter, was jedoch ein bekanntes 
und hingenommenes Phänomen sei (vgl. Steuerliche Freigrenzen 
oder „kalte Progression“ bei der Einkommensteuer),

… umgehe nicht die kartellrechtliche Preiskontrolle, da die Wasser-
gebühren bzw. -entgelte den Wasserversorgern zufließen
würden, die Wassersteuer jedoch dem städtischen Haushalt. 



Schr. Urteil des Verwaltungs-
gerichts (7. Mai 2025)

Die Berufung zum Verwaltungsgerichtshof wurde 
wegen grundsätzlicher und landesweiter Bedeutung 
zugelassen.

Frist zur Berufungseinlegung: 1 Monat nach Zustellung 
des schriftlichen Urteils (→ 9. Juni 2025).

Das schriftliche Urteil (vom 7. Mai 2025) liegt der LHW 
seit dem 12. Mai 2025 vor. 



Stand Beschluss Nr. 0439 - Konnexitätsprinzip

• Abstimmung mit Deutschem – und Hessischem Städtetag erfolgt

• Chance auf Klage gegen den Bund tendiert gegen „0“ 

• Voraussetzungen Klage Land werden eruiert

• Weitere Abstimmungen mit Rechtsamt 



AG ZBB – weiteres Vorgehen

• Terminkoordinierung der Projektgruppe

• Abstimmung weiteres Vorgehen

• Austausch mit Frankfurt fand statt



Nachhaltigkeitsberichterstattung Sachstand

Die Bestandsaufnahme aller wichtigen und 
aktuellen Nachhaltigkeitsaktivitäten der 
Kernverwaltung und der Eigenbetriebe bei 
der LHW wurde mit kostenfreier 
Beraterunterstützung in 2024 durchgeführt.



Nachhaltigkeitsberichterstattung Sachstand

Für das Projekt zur 
Bestandsaufnahme in 2024 wurde 
der damit verbundene zeitliche 
Aufwand über alle Dezernate mit 
ca.  1.300 Personenstunden 
geschätzt, wobei davon ca. 1.000 
Personenstunden für Konzeption 
und Koordination in der Kämmerei 
entstanden sind.



Nachhaltigkeitsberichterstattung Sachstand

Die entsprechende Sitzungsvorlage 25-V-
20-0005 befindet sich im Geschäftsgang 
und erreicht am 22.05.2025 die StVV.



Nachhaltigkeitsberichterstattung Sachstand

Parallel wurde die Interessensbekundung 
zum Folgeprojekt Globale Kommune 
Hessen 2025 unter Mitzeichnung der 
Bürgermeisterin und des Stadtkämmerers 
vom Oberbürgermeister unterschrieben.



Nachhaltigkeitsberichterstattung Sachstand

Die Servicestelle Kommunen in der Einen 
Welt (SKEW) bietet im Folgeprojekt für 
den Zeitraum Mitte 2025 bis Mitte 2026 
die Möglichkeit zur Unterstützung bei der
Entwicklung einer kommunalen 
Nachhaltigkeitsstrategie.
Auf diese Weise können die Prinzipien und 
Ziele der Agenda 2030 sowie kommunales 
entwicklungspolitisches Engagement 
langfristig und strategisch in das 
kommunale Verwaltungshandeln integriert 
werden. 



Nachhaltigkeitsberichterstattung Sachstand

Wie im Vorgängerprojekt ist 
natürlich vorgesehen, die 
politischen Gremien fortlaufend 
über den jeweiligen Stand des 
Folgeprojektes zu informieren und  
einzubinden.


